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Migration ist eines der
zentralen Themen unserer Zeit – ein Thema, das Menschen bewegt, die
Gesellschaft verändert und oft kontroverse Debatten auslöst. Doch
diese Debatten verlaufen selten sachlich. Viel zu oft gibt es nur
zwei Extreme: Die einen sehen Migration als uneingeschränkte
Bereicherung, die anderen als Bedrohung. Die Wahrheit liegt, wie so
oft, irgendwo dazwischen.



  

    


  

 
Dieses Buch ist kein politisches Manifest und keine einseitige
Abrechnung. Es ist auch keine Hetze, sondern eine nüchterne
Bestandsaufnahme – basierend auf 
echten Fakten, offiziellen Statistiken und den persönlichen
Geschichten von Menschen, die mitten in diesem System
leben. Es geht nicht darum, Schuldige zu suchen, sondern darum, 
die Realität so darzustellen, wie sie ist – ohne
Schönfärberei, aber auch ohne übertriebene Panikmache.


Die Geschichten in diesem Buch sind fiktiv, aber sie basieren
auf realen Erlebnissen, auf Beobachtungen aus deutschen Städten,
auf den Erfahrungen von Migranten, Polizisten, Lehrern,
Sozialarbeitern und vielen anderen, die täglich mit den
Herausforderungen der Integration zu tun haben. Jede Geschichte
wird mit Daten und Analysen ergänzt, um ein möglichst umfassendes
Bild zu liefern.

 


 

  
Ziel dieses Buches ist es nicht, Menschen gegeneinander
aufzubringen, sondern aufzuzeigen, warum Integration oft scheitert,
wer wirklich von Migration profitiert und welche Lösungen
diskutiert werden sollten.

 
Es gibt viele unbequeme Wahrheiten, die nicht in politische
Narrative passen – weder in die der Befürworter uneingeschränkter
Zuwanderung noch in die derjenigen, die Migration grundsätzlich
ablehnen. Doch genau diese Wahrheiten müssen ausgesprochen werden,
wenn wir als Gesellschaft vorankommen wollen.

 


 
Dieses Buch richtet sich an alle, die sich nicht mit einfachen
Antworten zufriedengeben, sondern die Realität verstehen wollen –
egal, ob sie Migration als Chance oder als Problem sehen.
 
Es geht nicht um Meinung. 
Es geht um Fakten.
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Die Straßen von
Duisburg-Marxloh sind lebendig. Der Duft von frisch gegrilltem
Fleisch mischt sich mit dem Rauch der Shisha-Bars, während aus den
geöffneten Fenstern arabische, türkische und deutsche Stimmen
hallen. In einer dieser Straßen sitzen Ahmet und Arafat, zwei
Männer, die in Deutschland geboren wurden, aber oft das Gefühl
haben, zwischen zwei Welten zu stehen.

 
Sie sind keine Politiker, keine Wissenschaftler, keine
Journalisten. Sie sind einfach zwei Freunde, die das Leben in
Deutschlands Einwanderervierteln aus erster Hand kennen. Sie haben
die Veränderungen miterlebt – von den ersten Gastarbeitern, die mit
Koffern voller Hoffnung ankamen, bis zu den heutigen politischen
Debatten über Migration, Integration und
Parallelgesellschaften.

 


 
In diesem Buch begleiten wir Ahmet und Arafat durch ihren
Alltag. Sie treffen Freunde, sprechen mit alten Bekannten,
beobachten die Straßen, auf denen sie aufgewachsen sind, und
diskutieren über die großen Fragen, die Deutschland seit
Jahrzehnten beschäftigen. Warum hat sich so wenig geändert? Warum
scheitert Integration oft? Wer profitiert wirklich von der
Einwanderung – und wer zahlt die Rechnung?
 
Ihre Gespräche sind direkt, manchmal ironisch, oft provokant –
aber immer nah an der Realität. Es geht nicht um abstrakte Zahlen
oder politische Floskeln, sondern um das echte Leben. Um die
Familien, die sich in Deutschland eine Zukunft aufbauen wollen, um
die Jugendlichen, die zwischen zwei Kulturen hin- und hergerissen
sind, um die Politiker, die keine Lösungen finden – oder keine
finden wollen.

 


 
Ahmet und Arafat stellen Fragen, die viele sich nicht zu fragen
trauen. Sie begegnen Vorurteilen, aber auch unbequemen Wahrheiten.
Sie zeigen, wie Migration Deutschland verändert hat – und wohin das
Land steuern könnte, wenn sich nichts ändert.
 
Dieses Buch ist kein wissenschaftlicher Bericht, sondern eine
Reise durch die Realität der Einwanderung. Eine Geschichte über
Chancen, Konflikte und die Frage, ob Multikulti eine
Erfolgsgeschichte ist – oder ein gescheitertes Experiment.

 


 
Willkommen in Ahmets und Arafats Welt. Eine Welt, die vielleicht
näher an der Wahrheit liegt, als viele glauben.



                    
                

                
            

            
        

    
        
            
                
                
                    
                    
                        Kapitel 1 „Willkommen oder nicht? – Wie Deutschland seine Türen öffnete“
                    

                    
                    
                

                
                
                    
                    

  
Die Straßenbahn ruckelte
über die Schienen, während Ahmet und Arafat nebeneinander auf einer
Bank saßen. Duisburg Hauptbahnhof lag hinter ihnen, vor ihnen eine
Zukunft, die keiner von beiden genau definieren konnte. Ahmet hielt
einen zerknitterten Brief in der Hand – eine Einladung zu einem
Behördentermin. Arafat zog an seiner Zigarette und blies den Rauch
aus dem offenen Fenster.

 
„Bruder, ich schwöre, wenn sie dich heute abschieben, hole ich
dich in einem Schlauchboot zurück“, sagte Arafat mit einem
Grinsen.
 
Ahmet seufzte. „Ich habe einen deutschen Pass, die können mich
nicht abschieben. Aber sie können mir das Leben schwer machen.“


Arafat lachte. „Bruder, willkommen in Deutschland – wo du nie
weißt, ob du willkommen bist oder nicht.“
 
 


 
Ahmet erinnerte sich an seinen Vater. Er war in den 1970ern aus
der Türkei nach Deutschland gekommen, als Gastarbeiter. Damals hieß
es, Deutschland brauche Arbeiter – keine Menschen, keine Familien,
keine Einbürgerungen. Doch die Jahre vergingen, die Gastarbeiter
blieben, gründeten Familien, kauften kleine Häuser in Vierteln, die
sie mit der Zeit in ihre eigenen verwandelten.
 
„Mein Vater hat hier geschuftet, Bruder“, murmelte Ahmet. „Er
hat Rohre verlegt, Schweißarbeiten gemacht, seine Knochen kaputt
gearbeitet. Und jetzt, 50 Jahre später, reden die Leute immer noch
über Integration.“
 
Arafat zuckte die Schultern. „Mein Onkel kam in den 90ern aus
dem Libanon. Damals war Krieg. Er hat gesagt, er bleibt nur ein
paar Jahre, bis es sicher ist. Heute sitzt er in einem Shisha-Café
und schimpft über Deutschland, aber geht keinen Tag arbeiten.“
 
Ahmet schüttelte den Kopf. 
„Die Zeiten haben sich geändert.“


  

    


  

 

  
2015 – Die Zeiten ändern sich erneut

 
Die Bahn hielt an der Haltestelle König-Heinrich-Platz. Ein paar
Fahrgäste stiegen aus, ein paar neue ein. Unter ihnen war eine Frau
mit Kopftuch, die mit drei Kindern in die Bahn stürmte. Zwei Jungen
trugen bunte Rucksäcke, das Mädchen hielt sich an ihrer Mutter
fest.
 
„Bruder, die neue Generation“, sagte Arafat und nickte in ihre
Richtung.
 
Ahmet sah sie an und wusste sofort: Flüchtlinge. Wahrscheinlich
Syrer. 2015 war eine Welle über Deutschland hereingebrochen, die
keiner hatte kommen sehen. Hunderttausende waren gekommen, Merkel
hatte gesagt: 
„Wir schaffen das.“ Und heute, zehn Jahre später,
fragte sich Deutschland immer noch, ob sie es wirklich geschafft
hatten.
 
„Weißt du noch, wie 2015 alle auf den Bahnhöfen standen und
geklatscht haben?“ fragte Ahmet.
 
Arafat grinste. „Bruder, heute klatschen sie nicht mehr. Heute
fragen sie sich, wer das alles bezahlen soll.“

 


 
Die beiden erreichten ihr Ziel – das Ausländeramt. Ein grauer
Klotz aus Beton, in dem die Zukunft vieler Menschen entschieden
wurde. Drinnen saßen Dutzende von Menschen auf unbequemen
Plastikstühlen. Eine Frau in einem langen Mantel füllte Formulare
aus, ein Mann mit Akten in der Hand redete mit einem Beamten hinter
einer Scheibe.
 
„Was musst du heute klären?“ fragte Arafat.
 
„Neue Aufenthaltspapiere für meine Frau“, sagte Ahmet. „Sie ist
aus der Türkei gekommen, aber noch nicht eingebürgert.“
 
Arafat lachte. „Bruder, ihr seid doch alle Türken. Warum ist das
so kompliziert?“
 
Ahmet zuckte die Schultern. „Asylrecht, Aufenthaltsrecht,
irgendwas mit Familienzusammenführung. Es gibt immer irgendein
neues Gesetz.“
 
Er wusste genau, dass die Einwanderungspolitik in Deutschland
ein Labyrinth war. Wer durfte bleiben? Wer musste gehen? Es gab
Asyl für Kriegsflüchtlinge, aber nicht für Wirtschaftsflüchtlinge.
Und manche blieben einfach – egal, ob sie durften oder nicht.
 
 


 
Während Ahmet wartete, sah er einen alten Mann mit deutschem
Pass in der Warteschlange. Der Mann schüttelte den Kopf. „Früher
war das anders“, murmelte er.
 
Ahmet sah ihn neugierig an. „Wie denn?“
 
„Früher haben die Leute gearbeitet, wenn sie kamen. Heute? Heute
gibt es zu viele, die nur nehmen.“
 
Arafat grinste. „Nicht alle, Opa. Einige haben sich echt
hochgearbeitet.“
 
Der alte Mann schnaubte. „Und einige nicht. Das ist das
Problem.“
 
Deutschland war gespalten. Manche wollten helfen, andere hatten
Angst. Die einen sahen Flüchtlinge als Opfer, die anderen als
Belastung. Die Wahrheit lag irgendwo dazwischen.
 
 


 
Die Lautsprecher piepsten. 
„Ahmet Yilmaz, bitte zum Schalter 7.“
 
Ahmet stand auf, während Arafat mit seinem Handy spielte. „Viel
Glück, Bruder.“
 
Hinter dem Schalter saß eine müde Beamtin. Sie sah Ahmet an,
dann auf die Akte. „Ihre Frau ist noch nicht eingebürgert?“
 
„Nein, sie ist erst seit drei Jahren hier.“
 
Die Beamtin nickte. „Sie arbeitet?“
 
„Ja, in einem Kindergarten.“
 
„Gut. Das hilft.“
 
Ahmet wusste, dass in Deutschland alles eine Frage der
Bürokratie war. Es gab keine einfachen Antworten, nur Akten,
Formulare und Verfahren, die Jahre dauerten.
 
 


 
Die Beamtin blickte auf den Bildschirm. „Wir müssen noch
abklären, ob es neue EU-Richtlinien gibt, die das Verfahren
beeinflussen.“
 
Ahmet seufzte. 
„Warum entscheidet Brüssel über mein Leben in
Deutschland?“
 
Die Beamtin lächelte müde. „Weil wir in der EU sind. Und weil
Migration nicht nur ein deutsches Problem ist.“
 
 


 
Als Ahmet zurück in die Wartehalle ging, saß ein junger Mann
neben Arafat. Er sah nervös aus.
 
„Worauf wartest du?“ fragte Arafat.
 
„Asylentscheidung“, murmelte der Mann.
 
„Woher kommst du?“
 
„Marokko.“
 
Arafat hob eine Augenbraue. 
„Marokko? Da ist doch kein Krieg.“
 
Der Mann lächelte schief. „Nein, aber kein Geld.“
 
Ahmet und Arafat sagten nichts. Die Realität war kompliziert.
Manche flohen vor Krieg, andere vor Armut. Und Deutschland musste
entscheiden, wer bleiben durfte – und wer nicht.
 
 


 
Draußen vor dem Gebäude rauchte Ahmet eine Zigarette. „Bruder,
Deutschland hat sich verändert.“
 
Arafat grinste. „Deutschland weiß nicht mal, was es will. Es
öffnet Türen, dann will es sie wieder schließen. Dann geht es zur
EU und fragt, was es tun soll.“
 
Ahmet nickte. „Und wir sitzen mittendrin.“
 
Die beiden gingen schweigend zur Straßenbahn. Deutschland war
ein Land im Wandel – und keiner wusste, wohin die Reise gehen
würde.
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Deutschland war nicht immer
ein Einwanderungsland. Lange Zeit war die Vorstellung, dass
Menschen aus anderen Ländern in großer Zahl hier leben und
arbeiten, schlicht nicht vorgesehen. Heute jedoch ist Migration
eines der zentralen Themen der deutschen Gesellschaft und Politik.
Doch wie kam es dazu? Wie hat sich die deutsche
Einwanderungspolitik im Laufe der Jahrzehnte verändert – und welche
Fehler wurden dabei gemacht?

 

 

  
Von einem Land der Auswanderer zum
Einwanderungsland

 

 
Im 19. und frühen 20. Jahrhundert war Deutschland eher ein Land
der 
Auswanderung als der Einwanderung. Viele Deutsche
verließen ihre Heimat in Richtung Amerika, Australien oder
Osteuropa, um dort ein besseres Leben zu suchen. In Deutschland
selbst gab es kaum nennenswerte Migration. Erst mit der 
Industrialisierung gegen Ende des 19. Jahrhunderts
begann sich das zu ändern.
 

 
Während der Zeit des 
Deutschen Kaiserreichs (1871–1918) kamen vermehrt
Arbeitskräfte aus dem damaligen Polen ins Ruhrgebiet, um in der
wachsenden Industrie zu arbeiten. Doch diese Migration wurde nicht
als Integration verstanden – vielmehr wurden die sogenannten
„Ruhrpolen“ als billige Arbeitskräfte betrachtet, die irgendwann
wieder gehen sollten. Einbürgerung war kaum ein Thema, und auch die
kulturelle Anpassung wurde nicht gefördert.
 

 
Der Erste Weltkrieg beendete diese frühe Form der Migration
abrupt. Viele ausländische Arbeiter wurden ausgewiesen oder
verließen das Land freiwillig. Deutschland erlebte eine politisch
und wirtschaftlich instabile Zeit, in der Migration kaum eine Rolle
spielte – bis der nächste Krieg die Demografie des Landes erneut
veränderte.
 

 

  
Nach dem Zweiten Weltkrieg: Vertriebene und
Wiederaufbau

 

 
Der 
Zweite Weltkrieg (1939–1945) hatte Millionen von
Menschen das Leben gekostet und Deutschland in Trümmer gelegt. Doch
ein oft vergessener Aspekt der Nachkriegszeit ist die gewaltige 
Bevölkerungsverschiebung, die durch den Krieg
ausgelöst wurde.
 

 
Zwischen 1945 und 1950 kamen etwa 
12 Millionen deutsche Vertriebene aus den
ehemaligen Ostgebieten (Schlesien, Ostpreußen, Sudetenland) ins
heutige Deutschland. Diese Menschen waren zwar ethnische Deutsche,
aber oft kulturell und sprachlich unterschiedlich geprägt. Viele
wurden mit Misstrauen betrachtet und mussten sich erst in die
westdeutsche Gesellschaft integrieren.
 

 
In den 1950er Jahren begann der wirtschaftliche Wiederaufbau,
bekannt als das 
„Wirtschaftswunder“. Deutschland brauchte dringend
Arbeitskräfte – doch es gab nicht genug. 
Die Lösung? Gastarbeiter.
 

 

  
Die Ära der Gastarbeiter: Ein kurzfristiges Konzept mit
langfristigen Folgen

 

 
Zwischen 
1955 und 1973 schloss die Bundesrepublik
Deutschland eine Reihe von 
Anwerbeabkommen mit verschiedenen Ländern ab, um
ausländische Arbeitskräfte ins Land zu holen. Die wichtigsten davon
waren:
 
       •       
Italien (1955)
 
 •       
Spanien & Griechenland (1960)
 
      •       
Türkei (1961)
 
  •       
Marokko & Tunesien (1963/65)
 
       •       
Jugoslawien (1968)
 

 
Das Konzept war einfach: Die Gastarbeiter sollten für einige
Jahre in Deutschland arbeiten, Geld verdienen und dann wieder in
ihre Heimatländer zurückkehren. 
Integration war kein Ziel – weil niemand plante, dass sie
dauerhaft bleiben.
 

 
Doch das Problem war: 
Viele blieben doch.
 

 
Als 1973 die Ölkrise ausbrach und Deutschland einen Anwerbestopp
für neue Gastarbeiter verhängte, war bereits eine große Zahl von
ihnen im Land. Viele entschieden sich, ihre Familien nachzuholen.
Damit begann die 
erste Welle der dauerhaften Migration, die die
deutsche Gesellschaft nachhaltig veränderte.
 

 

  
Die späten 70er und 80er: Erste Probleme und erste
Debatten

 

 
In den 1970er und 80er Jahren wurde deutlich, dass Deutschland
plötzlich eine große migrantische Bevölkerung hatte – ohne einen
Plan, wie man mit ihr umgehen sollte. 
Die Politik ignorierte das Problem weitgehend. Die
offizielle Haltung lautete weiterhin: „Deutschland ist kein
Einwanderungsland.“
 

 
Doch in der Realität lebten Hunderttausende von Menschen mit
ausländischen Wurzeln in Deutschland, oft in eigenen Stadtvierteln,
mit wenig Kontakt zur Mehrheitsgesellschaft. Erste 
Integrationsprobleme wurden sichtbar:
 
       •       Viele Gastarbeiterkinder wuchsen mit wenig
Deutschkenntnissen auf.
 
      •       Bildungs- und Arbeitsmarktperspektiven blieben
schlecht.
 
        •       Parallelgesellschaften entstanden, weil sich
Migranten oft in ethnischen Gruppen zusammenschlossen.
 

 
Dennoch gab es kaum politische Maßnahmen, um diese Entwicklungen
aktiv zu steuern. Integration war immer noch kein offizielles Ziel
– man hoffte einfach, dass sich das Problem von selbst löst.
 

 

  
Die Wende 1990: Migration aus Osteuropa und die
Asylfrage

 

 
Mit dem 
Fall der Berliner Mauer 1989 und der
Wiedervereinigung Deutschlands änderte sich die Migrationssituation
erneut drastisch. Plötzlich kamen neue Gruppen ins Land:
 
       •       
Aussiedler aus Russland, Kasachstan und anderen
ehemaligen Sowjetstaaten, die deutsche Wurzeln hatten.
 
 •       
Bürgerkriegsflüchtlinge aus dem zerfallenden
Jugoslawien.
 
      •       
Wirtschaftsflüchtlinge aus Osteuropa, die in
Deutschland eine bessere Zukunft suchten.
 

 
Parallel dazu stieg die Zahl der 
Asylbewerber rapide an. Während 1987 nur etwa 
57.000 Asylanträge gestellt wurden, waren es 1992
plötzlich 
438.000 – die höchste Zahl in der deutschen
Geschichte.
 

 
Diese Entwicklungen führten zu einer wachsenden 
Skepsis gegenüber Migration in der deutschen
Bevölkerung. 1993 wurde das 
Asylrecht massiv verschärft, um die Zahl der
Asylbewerber zu senken. Doch die eigentlichen Integrationsprobleme
wurden weiterhin nicht gelöst.
 

 

  
Die 2000er: Deutschland erkennt sich als Einwanderungsland
– aber hat keinen Plan

 

 
Erst um die Jahrtausendwende begann die deutsche Politik,
offiziell anzuerkennen: 
Ja, Deutschland ist ein Einwanderungsland. Doch
was bedeutete das konkret? Welche Regeln sollten für Migration
gelten? Welche Maßnahmen waren nötig, um Integration zu
fördern?
 

 
2005 wurde das erste 
Zuwanderungsgesetz verabschiedet, das Migranten
eine 
Pflicht zur Integration auferlegte. Sprachkurse
wurden eingeführt, Arbeitsmarktprogramme gestartet. Doch viele
Probleme blieben:
 
    •       Ghettobildung verstärkte sich in manchen
Städten.
 
       •       Bildungserfolge blieben bei Migranten unter dem
Durchschnitt.
 
   •       Kriminalitätsraten unter bestimmten Migrantengruppen
waren überdurchschnittlich hoch.
 

 
Dennoch hielt die Regierung an einer liberalen Migrationspolitik
fest – bis 2015 alles eskalierte.
 

 

  
2015: Die Flüchtlingskrise – ein Wendepunkt?

 

 
Die Entscheidung von Angela Merkel, die Grenzen für 
über eine Million Flüchtlinge aus Syrien,
Afghanistan und anderen Ländern zu öffnen, war einer der größten
Einschnitte in der deutschen Migrationspolitik. Plötzlich wurde
Integration nicht mehr als langfristiges Ziel gesehen, sondern als 
akute Herausforderung.
 

 
Die Gesellschaft war gespalten: 
Euphorie auf der einen, Angst und Widerstand auf der
anderen Seite. Die politischen Folgen dieser Entscheidung
prägen Deutschland bis heute – von steigenden Wählerzahlen für
rechtspopulistische Parteien bis zu neuen Debatten über
Abschiebungen, Kriminalität und die Belastung des Sozialstaats.



 

  
 Deutschland hat sich verändert – aber ohne Plan

 

 
Die deutsche Einwanderungspolitik war nie wirklich durchdacht.
Migration geschah oft 
aus wirtschaftlicher Notwendigkeit oder politischen Krisen
heraus – nicht als bewusst gestalteter Prozess. Das
Ergebnis ist eine Gesellschaft, in der Migration viele Probleme
verursacht, weil sie nicht gesteuert wurde.
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Die Flüchtlingskrise von 2015
ist ein Ereignis, das Deutschland für immer verändert hat. Als
Bundeskanzlerin Angela Merkel im Sommer 2015 die Worte 
„Wir schaffen das“ aussprach, wurde sie für viele
zur Symbolfigur einer offenen und humanitären Flüchtlingspolitik –
aber auch zur Zielscheibe scharfer Kritik.
 

 
Über eine Million Menschen kamen innerhalb eines Jahres nach
Deutschland, die meisten aus 
Syrien, Afghanistan, Irak und Nordafrika. Die
Politik war überfordert, die Gesellschaft gespalten, die Behörden
am Limit. Während Befürworter in der Aufnahme von Geflüchteten eine
moralische Verpflichtung sahen, warnten Kritiker vor 
unkontrollierter Migration, Integrationsproblemen und
steigender Kriminalität.
 

 
Fast zehn Jahre später stellt sich die Frage: 
War die Flüchtlingskrise ein Wendepunkt für eine moderne
Migrationspolitik – oder eine historische
Fehlentscheidung?
 

 

  
1. Die Vorgeschichte: Warum kamen 2015 so viele
Flüchtlinge?

 

 
Um die Krise zu verstehen, muss man einen Blick auf ihre
Ursachen werfen. Die massenhafte Fluchtbewegung nach Europa hatte
mehrere Gründe:
 
       1.      
Der Syrienkrieg (ab 2011)
 
Der Bürgerkrieg in Syrien führte dazu, dass Millionen von
Menschen ihre Heimat verließen. Viele flohen zunächst in die
Nachbarländer Türkei, Jordanien und Libanon. Doch die Situation in
diesen Ländern verschlechterte sich, sodass viele weiter nach
Europa wollten.
 
       2.      
Der Weg über die Türkei und den Balkan
 
Die Türkei beherbergte bereits 2015 über 
zwei Millionen Flüchtlinge. Doch die Perspektiven
dort waren schlecht: wenig Arbeitsmöglichkeiten, schlechte
Lebensbedingungen, kaum Hoffnung auf Integration. Deshalb
versuchten Hunderttausende, über den Balkan nach Mitteleuropa zu
gelangen.
 
      3.      
Angela Merkels Grenzöffnung
 
Im September 2015 entschied sich die deutsche Regierung, die
Grenzen für Flüchtlinge aus Ungarn zu öffnen. Merkel betonte, dass
Deutschland in einer humanitären Notlage helfen müsse. Diese
Entscheidung verbreitete sich schnell in den sozialen Medien – und
führte dazu, dass noch mehr Menschen sich auf den Weg machten.
 
      4.      
Das Versagen der EU-Migrationspolitik
 
Europa hatte keine gemeinsame Strategie für Migration. Länder
wie Griechenland und Italien waren mit den Ankünften überfordert,
während osteuropäische Staaten wie Ungarn oder Polen sich
weigerten, Flüchtlinge aufzunehmen. Deutschland stand zunehmend
allein da.
 

 

  
2. Die unmittelbaren Folgen: Chaos, Euphorie und erste
Zweifel

 

 
Die Ankunft von über einer Million Menschen in Deutschland
stellte das Land vor enorme Herausforderungen:
 
        •       
Überlastete Behörden: Das BAMF (Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge) war auf einen solchen Ansturm nicht
vorbereitet. Asylanträge dauerten Monate, manchmal Jahre.
 
 •       
Fehlende Unterkünfte: Viele Städte mussten
Notlösungen finden – Turnhallen, Zelte, Containerdörfer.
 
    •       
Überforderte Polizei: Die Sicherheitsbehörden
hatten Mühe, die Situation zu kontrollieren, insbesondere an
Bahnhöfen und Grenzübergängen.
 

 
Gleichzeitig herrschte in Teilen der Bevölkerung eine 
Willkommenskultur. Tausende Freiwillige halfen,
Flüchtlinge mit Essen, Kleidung und Unterkünften zu versorgen. Doch
es gab auch Widerstand: In vielen Orten regte sich Protest gegen
neue Flüchtlingsheime, in manchen Fällen kam es zu Anschlägen auf
Unterkünfte.
 

 

  
3. Integration oder Illusion? Die Probleme der
Flüchtlingsaufnahme

 

 
Nach der ersten Welle der Aufnahme wurde schnell klar, dass die
Integration der Flüchtlinge 
keine leichte Aufgabe sein würde. Drei
Hauptprobleme zeichneten sich ab:
 
    1.      
Bildung und Sprache
 
    •       Viele der Flüchtlinge hatten 
keine oder nur eine geringe Schulbildung.
 
 •       Deutschkurse waren völlig überfüllt, und nicht alle
Teilnehmer machten Fortschritte.
 
    •       Analphabetismus war weiter verbreitet, als viele
angenommen hatten.
 
     2.      
Arbeitsmarkt und Sozialstaat
 
   •       Die Hoffnung, dass viele Flüchtlinge schnell Jobs
finden würden, erfüllte sich nicht.
 
   •       2019 – vier Jahre nach der Krise – waren 
über 60 % der Flüchtlinge noch immer
arbeitslos.
 
      •       Viele fanden nur schlecht bezahlte Jobs oder
blieben dauerhaft auf Sozialhilfe angewiesen.
 
      3.      
Kulturelle Unterschiede und
Parallelgesellschaften
 
     •       Viele Flüchtlinge kamen aus stark patriarchalischen
Gesellschaften mit konservativen Werten.
 
    •       Frauenrechte, Religionsfreiheit oder Demokratie
waren für viele neue Konzepte.
 
  •       In manchen Stadtteilen entwickelten sich schnell 
Parallelgesellschaften, in denen Migranten unter
sich blieben und sich kaum integrierten.
 

 

  
4. Silvester 2015 in Köln: Ein Wendepunkt der
Debatte

 

 
Die öffentliche Meinung zur Flüchtlingskrise änderte sich
drastisch nach den 
Silvesterübergriffen 2015/16 in Köln. In dieser
Nacht wurden Hunderte Frauen von Gruppen meist nordafrikanischer
Männer sexuell belästigt und ausgeraubt.
 
  •       Die Polizei hatte die Lage völlig unterschätzt und war
überfordert.
 
     •       Medien berichteten zunächst kaum über die Vorfälle
– was den Vorwurf der 
Vertuschung aufkommen ließ.
 
   •       Erst Tage später wurde das volle Ausmaß der Taten
bekannt.
 

 
Diese Nacht wurde zum Symbol für die Schattenseiten der
unkontrollierten Migration. Viele Menschen, die Merkels Politik
zuvor unterstützt hatten, begannen nun, sie zu hinterfragen.
 

 

  
5. Kriminalität und Sicherheitsprobleme: Fakt oder
Vorurteil?

 

 
Die Debatte über Flüchtlinge und Kriminalität wurde durch die
Ereignisse von Köln weiter angeheizt. Doch was sagen die
Zahlen?
 
   •       
Sexualstraftaten: Laut Polizeistatistiken waren
männliche Flüchtlinge aus bestimmten Ländern (Afghanistan, Syrien,
Nordafrika) überdurchschnittlich häufig als Täter vertreten.
 
        •       
Gewaltkriminalität: In den Jahren nach 2015 stieg
die Gewaltkriminalität durch Zuwanderer messbar an, insbesondere in
bestimmten Stadtteilen und Gemeinschaftsunterkünften.
 
    •       
Clan-Kriminalität: Die Zahl organisierter
krimineller Netzwerke mit Migrationshintergrund (besonders aus
arabischen und kurdischen Clans) nahm zu.
 

 
Diese Entwicklungen führten zu einer 
spürbaren Verunsicherung in der Bevölkerung.
 

 

  
6. Politische Folgen: Aufstieg der AfD, neue Asylgesetze
und gesellschaftliche Spaltung

 

 
Die Flüchtlingskrise hatte erhebliche politische
Auswirkungen:
 
   •       Die 
AfD (Alternative für Deutschland) wurde zur
stärksten Oppositionspartei im Bundestag.
 
      •       Die 
Regierung verschärfte die Asylgesetze, führte
Abschiebungen nach Afghanistan durch und verhandelte mit der Türkei
über die Rücknahme von Flüchtlingen.
 
     •       Die 
Gesellschaft wurde tief gespalten: Während einige
weiterhin für eine offene Migrationspolitik eintraten, forderten
andere ein striktes Umdenken.
 

 

  
7.  Wendepunkt oder historische Fehlentscheidung?

 

 
Rückblickend bleibt die Flüchtlingskrise 
eine der umstrittensten Entscheidungen der deutschen
Nachkriegspolitik.
 

 

  
Die positiven Aspekte:

 
✔ Humanitäre Hilfe für Kriegsflüchtlinge
 
✔ Deutschland zeigte sich als weltoffenes Land
 
✔ Viele Flüchtlinge haben sich integriert und arbeiten heute



 

  
Die negativen Aspekte:

 
✖ Überforderung des Staates und der Behörden
 
✖ Dauerhafte Sozialkosten für viele Migranten
 
✖ Erhöhte Kriminalität und gesellschaftliche Spannungen
 

 
Die Wahrheit liegt wohl irgendwo dazwischen. Doch eines steht
fest: 
Die Flüchtlingskrise hat Deutschland für immer verändert –
und die Diskussion über Migration ist seitdem nicht mehr
dieselbe.
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Am 31. August 2015 sagte
Bundeskanzlerin 
Angela Merkel in einer Pressekonferenz die
berühmten Worte:
 

 

  
„Wir haben so vieles geschafft – wir schaffen
das!“

 

 
Dieser Satz wurde zum Symbol für die deutsche Flüchtlingspolitik
– und gleichzeitig zum meistkritisierten Satz der jüngeren
politischen Geschichte. Für die einen war es ein 
Zeichen von Menschlichkeit, Mut und Zuversicht,
für die anderen eine 
unüberlegte Einladung an die halbe Welt.
 

 
Doch was hat dieser Satz wirklich bewirkt? War er ein Aufruf zur
Solidarität – oder der Startschuss für eine Migrationspolitik, die
Deutschland überfordert hat?
 

 

  
1. Der politische Kontext: Warum Merkel „Wir schaffen das“
sagte

 

 
Um zu verstehen, warum Angela Merkel diesen Satz sagte, muss man
die politische Lage im Sommer 2015 betrachten:
 
  •       
Die Flüchtlingszahlen stiegen drastisch:
Hunderttausende Menschen aus Syrien, Afghanistan, Irak und
Nordafrika waren auf dem Weg nach Europa.
 
  •       
Die Lage in Ungarn eskalierte: Tausende
Flüchtlinge saßen am Budapester Hauptbahnhof fest, ohne Unterkunft
oder Versorgung.
 
    •       
Deutschland stand vor einer moralischen
Entscheidung: Sollte man die Grenzen öffnen und helfen –
oder die Flüchtlinge abweisen?
 

 
Merkel entschied sich für die Öffnung der Grenzen. Doch dieser
Schritt war keine 
durchdachte Langzeitstrategie, sondern eine 
spontane Reaktion auf eine akute Krise.
 

 
Der Satz 
„Wir schaffen das“ sollte eigentlich beruhigen.
Doch er hatte genau den gegenteiligen Effekt:
 
     •       
Für die Befürworter war er ein Aufruf zur
Solidarität.
 
 •       
Für die Kritiker klang er wie eine naive
Selbstüberschätzung.
 

 
Die Frage war nur: 
Was genau sollte Deutschland eigentlich
„schaffen“?
 

 

  
2. Die ersten Monate: Zwischen Euphorie und
Überforderung

 

 
Nach Merkels Aussage erlebte Deutschland eine Welle der
Hilfsbereitschaft. Tausende Freiwillige engagierten sich in
Notunterkünften, verteilten Essen und Kleiderspenden oder halfen
Flüchtlingen beim Deutschlernen.
 

 
Doch während in den Medien Bilder von 
lächelnden Helfern und dankbaren Flüchtlingen
gezeigt wurden, sah die Realität in den Behörden anders aus:
 
    •       
Das BAMF (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) war
völlig überfordert. Asylanträge stapelten sich, viele
Verfahren dauerten Jahre.
 
 •       
Kommunen kamen an ihre Belastungsgrenzen.
Unterkünfte wurden knapp, Schulen und Kitas hatten nicht genug
Plätze für Flüchtlingskinder.
 
 •       
Die Polizei meldete erste Sicherheitsprobleme. In
Flüchtlingsheimen kam es zu Gewalt, teilweise zwischen
unterschiedlichen Ethnien oder Religionsgruppen.
 

 
Während Merkel von der 
„Willkommenskultur“ sprach, begannen viele Bürger
sich zu fragen: 
Schaffen wir das wirklich?
 

 

  
3. Der politische und gesellschaftliche Backlash

 

 
Schon im Herbst 2015 wurde klar, dass der Satz 
„Wir schaffen das“ eine gesellschaftliche Spaltung
auslöste:
 
     •       
Die Befürworter sagten:
 
✔ Deutschland ist reich genug, um Flüchtlinge aufzunehmen.
 
✔ Integration ist eine Frage des Willens.
 
✔ Humanitäre Hilfe ist eine moralische Pflicht.
 
      •       
Die Kritiker sagten:
 
✖ Die Bundesregierung hat die Kontrolle über die Migration
verloren.
 
✖ Viele Flüchtlinge haben gar keinen
Kriegsfluchthintergrund.
 
✖ Die Integration dieser Masse an Menschen wird nicht
funktionieren.
 

 
Zugleich explodierten die 
Umfragewerte der AfD. Während die Partei 2013 noch
bei unter 5 % lag, schoss sie bis 2017 auf 
über 12 % – ein direkter Effekt der
Flüchtlingskrise.
 

 
Auch international wurde Merkel für ihre Politik kritisiert.
Länder wie Ungarn und Polen weigerten sich, Flüchtlinge
aufzunehmen, und nannten Merkels Entscheidung einen „historischen
Fehler“.
 

 

  
4. Die langfristigen Folgen: Hat Deutschland es wirklich
„geschafft“?

 

 
Sechs Jahre nach Merkels berühmtem Satz stellte sich die Frage: 
Haben wir es wirklich geschafft?
 

 
Einige positive Entwicklungen gab es:
 

 
✔ 
Viele Flüchtlinge haben Arbeit gefunden. Bis 2021
waren etwa 
50 % der Geflüchteten erwerbstätig.
 
✔ 
Deutschkurse und Integrationsprogramme wurden
ausgeweitet.
 
✔ 
Einige Migranten wurden erfolgreich
integriert.
 

 
Aber es gab auch große Probleme:
 

 
✖ 
Parallelgesellschaften entstanden. In vielen
Städten gibt es Stadtteile, in denen fast nur Migranten leben.
 
✖ 
Ein erheblicher Teil der Flüchtlinge blieb
arbeitslos. Besonders Frauen aus arabischen Ländern fanden
kaum Jobs.
 
✖ 
Kriminalität durch bestimmte Migrantengruppen stieg
an.
 
✖ 
Die Kosten für Sozialleistungen explodierten.
 

 
Auch wirtschaftlich war die Integration 
nicht so erfolgreich wie erhofft:
 
        •       Laut Studien arbeiten viele Flüchtlinge in 
gering qualifizierten Jobs und zahlen nur 
wenige Steuern.
 
  •       Viele Unternehmen stellten fest, dass die 
Ausbildungsfähigkeit vieler Migranten begrenzt
ist.
 

 
All das führte zu einer schleichenden Ernüchterung: 
Die Realität sah anders aus als Merkels optimistische
Worte.
 

 

  
5. Merkels spätere Korrekturen: Ein indirektes
Eingeständnis?

 

 
Nach den politischen und gesellschaftlichen Folgen begann die
Regierung, ihre Migrationspolitik zu überdenken:
 
   •       
2016 wurde das Asylrecht verschärft. Schnellere
Abschiebungen wurden beschlossen, sichere Herkunftsstaaten
definiert.
 
  •       
Ein „Flüchtlingsdeal“ mit der Türkei wurde
eingeführt. Die Türkei verpflichtete sich, Flüchtlinge
zurückzuhalten – gegen Milliardenhilfen aus der EU.
 
  •       
Die Grenzen wurden schrittweise wieder
kontrolliert.
 

 
Diese Maßnahmen waren ein 
indirektes Eingeständnis, dass Merkels ursprüngliche
Strategie gescheitert war.
 

 
Doch die politische Verantwortung übernahm sie nie. In ihrer
letzten Amtszeit sagte sie nur:
 

 

  
„Wenn ich könnte, würde ich die Zeit
zurückdrehen.“

 

 
Das klang ganz anders als „Wir schaffen das“.
 

 

  
6.  Ein Satz, der Deutschland verändert hat

 

 
Rückblickend bleibt 
„Wir schaffen das“ einer der prägendsten Sätze der
deutschen Politikgeschichte. Er steht für:
 

 
✔ Den größten humanitären Kraftakt in der jüngeren deutschen
Geschichte.
 
✔ Den Beginn einer gesellschaftlichen Spaltung über das Thema
Migration.
 
✔ Den Aufstieg einer neuen politischen Rechten.
 
✔ Eine Politik, die erst euphorisch begann und dann von der
Realität eingeholt wurde.
 

 

  
Haben wir es also geschafft?

 

 
Die Antwort ist 
kompliziert. Deutschland hat die Krise überlebt –
aber die Spaltung in der Gesellschaft, die Angst vor
unkontrollierter Migration und die ungelösten Integrationsprobleme
zeigen:
 

 

  
„Wir schaffen das“ war mehr ein Wunsch als eine
realistische Einschätzung.
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Deutschland gilt als eines
der Länder mit einem der großzügigsten Asylsysteme weltweit. Doch
während die Politik von Menschenrechten und Schutz spricht, sieht
die Realität oft ganz anders aus. 
  
Wer bekommt in Deutschland
Asyl? Wer darf bleiben, wer muss gehen? Und warum scheitern so
viele Abschiebungen?

 

 
Die öffentliche Debatte über Migration dreht sich oft um
moralische Fragen. Doch die eigentlichen Probleme liegen in den
Gesetzen, der Bürokratie und der praktischen Umsetzung. Dieses
Kapitel zeigt, wie das deutsche Asylrecht funktioniert – und wo es
scheitert.
 

 

  
1. Das deutsche Asylrecht: Wer hat eigentlich
Anspruch?

 

 
Das deutsche Asylrecht basiert auf mehreren Gesetzen und
internationalen Abkommen:
 
       •       
Artikel 16a Grundgesetz: Politisch Verfolgte
genießen Asylrecht.
 
       •       
Genfer Flüchtlingskonvention (1951): Schutz für
Menschen, die wegen Krieg oder Verfolgung fliehen.
 
     •       
EU-Asylrecht (Dublin-Verordnung): Flüchtlinge
sollen im ersten EU-Land Asyl beantragen.
 

 
Doch in der Praxis ist die Lage komplizierter. Es gibt 
mehrere Gruppen von Migranten, die in Deutschland
Asyl beantragen:
 
       1.      
Politisch Verfolgte: Menschen, die wegen ihrer
politischen Meinung oder Religion verfolgt werden (z. B. aus
Nordkorea, Eritrea).
 
       2.      
Kriegsflüchtlinge: Menschen aus Ländern wie Syrien
oder Afghanistan, die vor Krieg und Terror fliehen.
 
 3.      
Wirtschaftsflüchtlinge: Menschen, die vor Armut
und schlechten Lebensbedingungen fliehen – aber nicht persönlich
verfolgt sind.
 
        4.      
Illegale Migranten: Menschen, die ohne gültige
Papiere nach Deutschland kommen, aber keinen Asylgrund haben.
 

 

  
Wer bekommt Schutz – und wer nicht?

 
        •       
Anerkannter Flüchtlingsstatus (Asyl oder subsidiärer
Schutz)
 
✔ Recht auf Aufenthalt und Sozialleistungen
 
✔ Möglichkeit zur Familienzusammenführung
 
✔ Erlaubnis zur Arbeit nach einer bestimmten Zeit
 
      •       
Duldung (vorübergehendes Bleiberecht, aber kein
Asyl)
 
✔ Wird oft erteilt, wenn eine Abschiebung nicht möglich ist
 
✔ Kein sicherer Aufenthaltsstatus, aber viele bleiben
jahrelang
 
        •       
Abgelehnter Asylantrag (muss Deutschland verlassen, aber
oft bleibt trotzdem hier)
 
✖ Rechtlich zur Ausreise verpflichtet
 
✖ Häufige Widersprüche und Klagen verlängern Verfahren
 
✖ Abschiebung oft nicht durchsetzbar
 

 
Das Problem: 
Theorie und Praxis klaffen auseinander. Viele, die
eigentlich kein Asyl bekommen, bleiben trotzdem in Deutschland.



 

  
2. Abschiebungen: Warum verlassen viele nicht das
Land?

 

 
Jedes Jahr werden in Deutschland 
Zehntausende Asylanträge abgelehnt – doch nur ein
Bruchteil der betroffenen Personen wird tatsächlich
abgeschoben.
 

 

  
Hauptgründe für das Scheitern von Abschiebungen

 
        1.      
Fehlende Reisedokumente
 
        •       Viele Migranten kommen ohne Papiere oder
zerstören sie absichtlich.
 
     •       Herkunftsländer weigern sich, sie
zurückzunehmen.
 
       2.      
Juristische Tricks und Klagen
 
  •       Wer abgelehnt wird, kann mehrfach gegen die
Entscheidung klagen.
 
        •       Verfahren dauern oft Jahre – in der Zeit bauen
viele sich ein Leben in Deutschland auf.
 
 3.      
Duldung aus humanitären Gründen
 
        •       Manche dürfen bleiben, weil sie krank sind oder
Kinder in Deutschland haben.
 
    •       Viele Duldungen werden immer wieder verlängert.
 
 4.      
Abschiebeverweigerung durch Bundesländer
 
       •       Einige Bundesländer (z. B. Berlin, Bremen) setzen
Abschiebungen nur sehr zögerlich um.
 
  •       Linke Politiker fordern oft eine großzügigere
Bleiberechtsregelung.
 
     5.      
Widerstand und Untertauchen
 
    •       Manche Migranten gehen einfach „in den Untergrund“
und bleiben illegal in Deutschland.
 
  •       NGOs und Kirchen gewähren Kirchenasyl, um
Abschiebungen zu verhindern.
 

 

  
Wie viele Abschiebungen gibt es wirklich?

 
        •       2019 gab es 
über 250.000 abgelehnte Asylbewerber, aber nur 
22.000 Abschiebungen.
 
      •       2023 lag die Zahl der 
vollzogenen Abschiebungen unter 30.000, obwohl
Hunderttausende ausreisepflichtig waren.
 
  •       Viele Migranten bleiben einfach und leben von
Sozialleistungen – auch wenn sie eigentlich kein Bleiberecht
haben.
 

 
Das zeigt: 
Das Asylsystem ist nicht nur großzügig – es ist auch
zahnlos, wenn es darum geht, abgelehnte Asylbewerber wirklich
zurückzuführen.
 

 

  
3. Der Sozialstaat als Magnet: Warum wollen alle nach
Deutschland?

 

 
Deutschland ist nicht das einzige Land, das Flüchtlinge aufnimmt
– aber es ist eines der attraktivsten Ziele. Warum?
 

 
✔ 
Hohe Sozialleistungen: Flüchtlinge erhalten in
Deutschland mehr Geld als in den meisten anderen EU-Ländern.
 
✔ 
Kaum Abschiebungen: Wer es nach Deutschland
schafft, bleibt meistens hier.
 
✔ 
Freie Gesundheitsversorgung: Auch illegale
Migranten haben Anspruch auf medizinische Versorgung.
 
✔ 
Lange Verfahren: Selbst bei einer Ablehnung dauert
es oft Jahre, bis wirklich etwas passiert.
 

 
Viele Migranten sagen offen: 
„Deutschland ist das beste Land für Flüchtlinge.“
Ein Vergleich zeigt, warum:
 

 

Land  
Monatliche Leistungen für Asylbewerber 
Abschiebungen  
Bleiberecht nach Ablehnung?
 
Deutschland ca. 410 € + Unterkunft + Krankenversicherung    Sehr
selten     Häufig durch Duldung
 
Frankreich  ca. 204 € ohne Unterkunft       Gelegentlich    Kaum
Duldungen
 
Italien   ca. 75 € + Unterkunft   Häufig  Sehr selten
 
Schweden     ca. 250 € + Unterkunft  Selten  In manchen
Fällen
 
Ungarn Keine Sozialhilfe für Asylbewerber      Sehr häufig    
Nein
 

 
 Deutschland ist eines der großzügigsten Länder in Europa – kein
Wunder, dass viele Flüchtlinge genau hierher wollen.
 

 

  
4. Die politische Debatte: Brauchen wir ein neues
Asylsystem?

 

 
Viele Politiker – sogar innerhalb der Bundesregierung – sind
sich einig, dass das deutsche Asylsystem 
nicht mehr funktioniert. Doch es gibt
unterschiedliche Meinungen darüber, wie man es reformieren
sollte:
 
  •       
Konservative (CDU/CSU, AfD):
 
✖ Strengere Abschiebungen
 
✖ Kürzung der Sozialleistungen
 
✖ Kein Asyl für Wirtschaftsflüchtlinge
 
      •       
Linke (Grüne, SPD, NGOs):
 
✔ Mehr humanitäre Bleiberechte
 
✔ Lockerung von Abschieberegeln
 
✔ Mehr Geld für Integrationsmaßnahmen
 

 
In der EU gibt es ähnliche Diskussionen. Länder wie Ungarn und
Polen wollen am liebsten 
gar keine Flüchtlinge aufnehmen, während
Deutschland und Frankreich für eine 
Umverteilung innerhalb Europas plädieren.
 

 
Doch Fakt ist: 
So wie es jetzt läuft, kann es nicht
weitergehen.
 

 

  
5.  Ein System, das niemandem hilft?

 

 
Das deutsche Asylsystem hat sich über Jahrzehnte entwickelt –
doch es wurde nie für eine Massenmigration wie 2015 entworfen.
 

 
✔ Einerseits ist es 
großzügig und humanitär.
 
✖ Andererseits ist es 
ineffizient, langsam und nicht durchsetzbar.
 

 

  
Wer bleiben darf und wer gehen muss, scheint oft eher vom
Zufall als von klaren Regeln abzuhängen.

 

 
 
Kann Deutschland es sich leisten, weiterhin eines der
liberalsten Asylsysteme der Welt zu haben – oder braucht es eine
härtere Linie?
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Die deutsche Gesellschaft ist in
der Migrationsfrage tief gespalten. Während ein Teil der
Bevölkerung eine offene und tolerante Haltung gegenüber
Flüchtlingen und Migranten zeigt, wächst auf der anderen Seite der
Widerstand gegen eine Politik, die als unkontrolliert und
überfordert wahrgenommen wird.
 

 
Diese Spaltung ist nicht neu – doch seit der Flüchtlingskrise
2015 ist sie offensichtlicher denn je. 
Warum reagieren Menschen so unterschiedlich auf Migration?
Welche Faktoren beeinflussen die öffentliche Meinung? Und wie hat
sich diese im Laufe der Jahre verändert?
 

 

  
1. 2015: Die Geburtsstunde der Willkommenskultur

 

 
Als im Sommer 2015 Hunderttausende Flüchtlinge nach Deutschland
kamen, war die erste Reaktion vieler Menschen überwältigend
positiv.
 
     •       
Tausende Freiwillige halfen an Bahnhöfen und in
Flüchtlingsunterkünften.
 
       •       
Spendenaktionen für Kleidung, Essen und Deutschkurse liefen
auf Hochtouren.
 
    •       
Medien zeichneten ein Bild von Hilfsbereitschaft und
Solidarität.
 

 
In dieser Zeit entstand der Begriff 
„Willkommenskultur“ – eine Haltung, die
Deutschland als offenes und hilfsbereites Land zeigte.
 

 
Merkel verkörperte diesen Geist mit ihrem berühmten Satz 
„Wir schaffen das“. Politiker, Prominente und
große Teile der Bevölkerung unterstützten die Idee, dass
Deutschland diese Herausforderung meistern könne.
 

 
Doch gleichzeitig gab es auch eine andere Seite: 
die wachsende Skepsis und der Widerstand.
 

 

  
2. Der erste Bruch: Silvester 2015 und die Kölner
Übergriffe

 

 
Der erste große Wendepunkt in der öffentlichen Meinung kam mit
den 
Silvesterübergriffen in Köln. In dieser Nacht
wurden Hunderte Frauen von Gruppen junger Männer – meist mit
Migrationshintergrund – sexuell belästigt und beraubt.
 
    •       Die Polizei war völlig überfordert und konnte die
Täter nicht stoppen.
 
  •       Medien berichteten zunächst nur zögerlich, was viele
als 
Vertuschung empfanden.
 
        •       Die Debatte um Migration, Kriminalität und
Frauenrechte eskalierte.
 

 
Plötzlich begann sich die Wahrnehmung der Flüchtlingskrise zu
verändern. 
War Deutschland wirklich auf dem richtigen Weg – oder hatte
man Probleme bewusst ignoriert?
 

 
Eine erste Umfrage im Januar 2016 zeigte: 
Das Vertrauen in die Migrationspolitik sank
rapide.
 

 

  
3. Die Meinungsumfragen: Wie Deutschland wirklich
denkt

 

 
Seit 2015 haben zahlreiche Umfragen gezeigt, wie tief gespalten
die Gesellschaft in der Migrationsfrage ist.
 

 

  
2015 – Hochphase der Willkommenskultur:

 

 
✔ 
60–70 % der Deutschen fanden Merkels Entscheidung
richtig.
 
✔ Mehrheit glaubte an erfolgreiche Integration.
 
✔ Nur etwa 
25 % hatten große Bedenken wegen der
Migration.
 

 

  
2017 – Nach den ersten Krisen:

 

 
✖ Zustimmung zur Flüchtlingspolitik sank auf 
40 %.
 
✖ 60 % der Menschen waren der Meinung, dass Deutschland zu viele
Flüchtlinge aufgenommen hatte.
 
✖ 
Kriminalität und Sozialkosten wurden als größte
Sorgen genannt.
 

 

  
2023 – Nach mehreren Jahren Erfahrung:

 
        •       
85 % der Deutschen fordern eine härtere
Abschiebepolitik.
 
      •       
Mehr als 60 % sagen, dass Integration nicht
funktioniert.
 
      •       
Die AfD erreicht Umfragewerte über 20 % – größtenteils
wegen des Migrationsthemas.
 

 
Diese Zahlen zeigen: 
Die anfängliche Euphorie ist der Ernüchterung
gewichen.
 

 

  
4. Warum sind die Meinungen so unterschiedlich?

 

 
Die Frage, ob Migration ein Problem oder eine Bereicherung ist,
hängt stark vom 
persönlichen Umfeld ab.
 

 

  
1. Stadt vs. Land

 
        •       In Großstädten wie Berlin, Hamburg oder München
ist die Zustimmung zur Migration meist höher.
 
   •       In kleineren Städten oder ländlichen Gebieten ist der
Widerstand größer, weil Menschen sich von der Politik
vernachlässigt fühlen.
 

 

  
2. Soziale Schicht

 
        •       
Akademiker und Gutverdiener sehen Migration oft
als Bereicherung.
 
      •       
Arbeiter und Geringverdiener sehen Migration als
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und im Sozialsystem.
 

 

  
3. Direkte Erfahrungen

 
        •       Menschen, die 
negative Erfahrungen mit Migranten gemacht haben
(z. B. durch Kriminalität oder Probleme in Schulen), sind
kritischer.
 
   •       Wer 
persönlich Kontakt zu gut integrierten Migranten
hat, ist meist positiver eingestellt.
 

 
Das bedeutet: 
Migration wird nicht objektiv bewertet – sondern je nach
persönlicher Erfahrung und sozialer Lage.
 

 

  
5. Die Rolle der Medien: Wer bestimmt die Meinung?

 

 
Die Berichterstattung über Migration war von Anfang an
umstritten.
 

 

  
Phase 1: 2015 – Die Medien als Unterstützer der
Willkommenskultur

 

 
✔ Fokus auf positive Geschichten: Flüchtlinge als Ärzte,
Ingenieure, Fachkräfte.
 
✔ Kritik an Migration wurde als „rechtspopulistisch“
abgestempelt.
 
✔ Negative Berichte (Kriminalität, Integrationsprobleme) wurden
oft heruntergespielt.
 

 

  
Phase 2: 2016/17 – Die Realität setzt sich durch

 

 
✖ Mehr Berichte über gescheiterte Integration und soziale
Konflikte.
 
✖ Medien begannen, auch negative Aspekte der Migration zu
thematisieren.
 
✖ Der Vertrauensverlust in etablierte Medien nahm zu –
alternative Medien gewannen an Einfluss.
 

 

  
Phase 3: Heute – Polarisierung und Misstrauen

 
        •       
Öffentlich-rechtliche Medien sind weiterhin eher
migrationsfreundlich.
 
 •       
Alternative Medien und soziale Netzwerke berichten
kritischer über Migration.
 
  •       
Die Spaltung der Gesellschaft zeigt sich auch in den
Medien.
 

 
Das Ergebnis: 
Je nachdem, welche Medien man konsumiert, bekommt man ein
völlig anderes Bild von Migration.
 

 

  
6. Politik und Gesellschaft: Die Angst vor dem
Rassismusvorwurf

 

 
Ein großes Problem in der Debatte ist die 
Angst, als „rassistisch“ oder „rechts“ abgestempelt zu
werden.
 
        •       Viele Bürger haben 
berechtigte Sorgen über Migration, trauen sich aber nicht,
sie öffentlich zu äußern.
 
        •       Politiker vermeiden oft klare Aussagen, um keine
Wähler zu verlieren.
 
   •       Unternehmen und Institutionen präsentieren sich als
weltoffen, um negative PR zu vermeiden.
 

 
Das hat zur Folge, dass sich viele Menschen nicht mehr vertreten
fühlen – und sich radikaleren Parteien wie der AfD zuwenden.
 

 
Die Politik muss einen 
ehrlichen Umgang mit Migration finden – sonst wird
die gesellschaftliche Spaltung immer größer.
 

 

  
7.  Ein Land zwischen Hoffnung und Frustration

 

 
Deutschland steckt in einem 
Dilemma:
 

 
✔ 
Viele wollen helfen und sehen Migration als
Bereicherung.
 
✖ 
Viele sehen die Realität und erkennen, dass Integration oft
scheitert.
 

 
Die öffentliche Meinung hat sich seit 2015 massiv verändert. 
Die Willkommenskultur ist einer realistischen bis
skeptischen Haltung gewichen.
 

 
Die große Frage ist: 
Wie kann Deutschland eine ehrliche Debatte über Migration
führen, ohne in Extreme zu verfallen?
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Deutschland hat sich seit
der Flüchtlingskrise 2015 als eines der aufnahmefreundlichsten
Länder Europas präsentiert. Doch während die Regierung von
Humanität und Verantwortung sprach, empfanden viele Bürger die
Migrationspolitik als unkontrolliert und chaotisch.

 

 

  
Gab es überhaupt einen klaren Plan? Oder war die
Flüchtlingspolitik eine Mischung aus spontanen Entscheidungen,
ideologischen Überzeugungen und politischem Kalkül?

 

 
Dieses Kapitel beleuchtet, wie die deutsche Regierung auf die
Flüchtlingswelle reagiert hat – und welche Fehler dabei gemacht
wurden.
 

 

  
1. Der „Plan“: Was wollte die Regierung erreichen?

 

 
Nach dem Anstieg der Flüchtlingszahlen im Sommer 2015 gab die
Bundesregierung drei zentrale Ziele aus:
 
   1.      
Humanitäre Hilfe leisten – Menschen, die vor Krieg
und Verfolgung fliehen, aufnehmen und versorgen.
 
    2.      
Integration ermöglichen – Flüchtlinge schnell in
den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft eingliedern.
 
    3.      
Europa in die Verantwortung nehmen – Eine gerechte
Verteilung der Flüchtlinge auf alle EU-Länder durchsetzen.
 

 
In der Theorie klang das vernünftig. 
Doch in der Praxis zeigte sich schnell: Deutschland hatte
keinen echten Plan, um mit dieser Herausforderung
umzugehen.
 

 

  
2. Die Realität: Überforderung, Chaos und
Kontrollverlust

 

 
Trotz aller politischen Erklärungen lief die Aufnahme der
Flüchtlinge chaotisch ab.
 

 

  
1. Überlastete Behörden

 
        •       Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) konnte die 
Flut an Asylanträgen nicht bewältigen.
 
   •       Verfahren dauerten oft 
über ein Jahr, sodass viele Asylbewerber lange
Zeit ohne Klarheit lebten.
 
       •       
Tausende kamen ohne Papiere, doch
Identitätsprüfungen waren kaum möglich.
 

 

  
2. Keine Kontrolle über die Einreise

 
        •       Die Regierung entschied sich bewusst, 
die Grenzen nicht zu schließen, obwohl andere
EU-Länder es taten.
 
        •       
Jeder konnte nach Deutschland einreisen, ohne
echte Prüfung, ob er wirklich schutzbedürftig war.
 
       •       Kriminelle, Islamisten und Wirtschaftsflüchtlinge
nutzten die Situation aus, um sich unter die echten Flüchtlinge zu
mischen.
 

 

  
3. Zu wenig Unterkünfte und Infrastruktur

 
        •       
Turnhallen, Zeltlager und Notunterkünfte wurden zu
Massenlagern für Flüchtlinge.
 
       •       Kommunen waren 
völlig überfordert und konnten die Neuankömmlinge
kaum versorgen.
 
       •       Schulen und Kitas hatten nicht genug Plätze für
Flüchtlingskinder.
 

 
Diese chaotische Situation sorgte dafür, dass sich viele Bürger
fragten: 
Hatte die Regierung wirklich über die Folgen
nachgedacht?
 

 

  
3. Merkels Flüchtlingspolitik: Idealismus oder
Naivität?

 

 
Angela Merkel verteidigte ihre Politik stets mit moralischen
Argumenten:
 

 
✔ 
Deutschland sei ein starkes Land, das helfen
könne.
 
✔ 
Es wäre unmenschlich gewesen, die Grenzen zu
schließen.
 
✔ 
Auf lange Sicht würde sich die Investition in Integration
auszahlen.
 

 
Doch viele Kritiker sahen die Dinge anders:
 

 
✖ 
Deutschland übernahm Verantwortung für eine Krise, die
nicht nur sein Problem war.
 
✖ 
Es gab keinen Plan, wie die Integration funktionieren
sollte.
 
✖ 
Die Kosten für Sozialleistungen, Polizei und Wohnraum
explodierten.
 

 
Hinter vorgehaltener Hand gaben später selbst CDU-Politiker zu,
dass die Entscheidung 
nicht strategisch, sondern aus einem Gefühl der moralischen
Pflicht heraus getroffen wurde.
 

 

  
4. Der „Flüchtlingsdeal“ mit der Türkei: Eine
Notlösung

 

 
Als klar wurde, dass Deutschland die Situation nicht allein
bewältigen konnte, suchte Merkel nach einer Lösung – und fand sie
in einem umstrittenen 
Deal mit der Türkei.
 

 

  
Der „Türkei-Deal“ (2016)

 

 
✔ Die Türkei bekam 
Milliarden von der EU, um Flüchtlinge in ihrem
Land zu behalten.
 
✔ Für jeden abgeschobenen Flüchtling nahm Deutschland einen
legal auf.
 
✔ Die Türkei verpflichtete sich, illegale Migration nach Europa
einzudämmen.
 

 
Dieser Deal reduzierte zwar die Zahl der Neuankömmlinge, machte
Deutschland aber 
abhängig von der Türkei – einem Land, das
Migration als Druckmittel gegen die EU nutzt.
 

 

  
5. Integration als Herausforderung: Wunschdenken vs.
Realität

 

 
Nach der ersten Welle der Flüchtlingskrise wurde deutlich, dass
Integration kein Selbstläufer ist.
 

 

  
1. Sprachbarrieren und Bildungslücken

 
        •       Viele Flüchtlinge kamen ohne Deutschkenntnisse
und hatten 
kaum Schulbildung.
 
   •       Deutschkurse waren 
völlig überfüllt und nicht alle Teilnehmer machten
Fortschritte.
 
    •       Besonders Frauen aus arabischen Ländern hatten große
Schwierigkeiten, sich in die deutsche Gesellschaft zu
integrieren.
 

 

  
2. Der Arbeitsmarkt – eine Enttäuschung

 
        •       Die Hoffnung, dass Flüchtlinge schnell Jobs
finden würden, erfüllte sich nur teilweise.
 
 •       2019 waren noch 
über 60 % der Flüchtlinge arbeitslos.
 
  •       Viele arbeiteten nur in 
niedrigqualifizierten Jobs und zahlten kaum
Steuern.
 

 

  
3. Soziale Spannungen und Parallelgesellschaften

 
        •       In vielen Städten entstanden 
Problemviertel, in denen Flüchtlinge unter sich
blieben.
 
  •       Kriminalitätsraten stiegen in einigen Regionen spürbar
an.
 
      •       Religiöse und kulturelle Konflikte führten zu
Spannungen – besonders in Schulen.
 

 
Diese Probleme zeigten: 
Integration ist kein Automatismus – sie funktioniert nur,
wenn beide Seiten daran arbeiten.
 

 

  
6. Politische Folgen: Vertrauensverlust und Aufstieg der
AfD

 

 
Die chaotische Flüchtlingspolitik hatte enorme Auswirkungen auf
die politische Landschaft:
 
       •       Die 
AfD (Alternative für Deutschland) wurde zur 
stärksten Oppositionspartei im Bundestag –
größtenteils wegen des Migrationsthemas.
 
   •       Die CDU verlor viele Wähler an die rechten Parteien,
weil Merkel als „zu weich“ galt.
 
   •       Die SPD war zwischen linken und konservativen Wählern
gespalten und verlor an Bedeutung.
 
        •       Die Grünen profitierten von
pro-migrationsfreundlichen Wählern und gewannen an Einfluss.
 

 

  
Seit 2015 ist die Migrationspolitik das zentrale
Wahlkampfthema in Deutschland – weil viele Bürger das Gefühl haben,
dass die Regierung keine echte Kontrolle über die Lage
hat.

 

 

  
7.  Ein historischer Kontrollverlust

 

 
Rückblickend ist klar: 
Die deutsche Flüchtlingspolitik nach 2015 war kein
durchdachter Plan – sondern eine Mischung aus Chaos, moralischem
Idealismus und politischen Notlösungen.
 

 
✔ 
Deutschland hat vielen Menschen geholfen.
 
✔ 
Es gab enorme Anstrengungen, die Integration zu
fördern.
 
✖ 
Doch es gab keinen Plan, wie man mit den langfristigen
Folgen umgeht.
 
✖ 
Viele Probleme wurden ignoriert, bis sie zu groß
wurden.
 

 

  
War es Chaos oder ein Plan?

 
Eher 
ein Chaos, das später mit Notlösungen stabilisiert
wurde.
 

 
 
Hat Deutschland aus diesen Fehlern gelernt – oder
wiederholt sich die Geschichte?
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Deutschland hat sich in den
letzten Jahrzehnten als eines der aufnahmefreundlichsten Länder
Europas etabliert. Doch während die deutsche Migrationspolitik oft
auf Offenheit, humanitäre Verpflichtungen und soziale Unterstützung
setzt, verfolgen andere Länder deutlich restriktivere oder
gezieltere Ansätze.
 
Doch wie genau regeln andere Länder Migration? Welche Modelle
funktionieren besser als das deutsche System? Und was könnte
Deutschland daraus lernen?
 

 

  
1. Zwei große Ansätze: Steuerung vs. offene
Grenzen

 
Grundsätzlich lassen sich die Migrationsstrategien weltweit in
zwei Hauptansätze unterteilen:
 

  
	
    
Steuerungsmodelle (Kanada, Australien, USA,
Großbritannien)
  




  
	
    
Gezielte Einwanderung nach wirtschaftlichen
Kriterien
  

  
	
    
Punktesysteme und Quotenregelungen
  

  
	
    
Strenge Asylpolitik mit klaren Regeln für
Abschiebungen
  


 

  
	
    
Offene Modelle (Deutschland, Schweden, Frankreich bis
2015)
  


 

  
	
    
Humanitär geprägte Migrationspolitik
  

  
	
    
Großzügige Aufnahme von Flüchtlingen
  

  
	
    
Schwierige Abschiebepraxis
  


  
Während Länder wie 
Kanada und Australien Migration aktiv steuern, hat
Deutschland die Kontrolle über seine Migration lange Zeit sich
selbst überlassen – mit problematischen Folgen.
 

 

  
2. Kanada: Das Musterland für erfolgreiche
Migration?

 
Kanada gilt international als Vorzeigebeispiel für eine
funktionierende Migrationspolitik. Doch was macht das Land anders
als Deutschland?
 

  
Das kanadische Punktesystem

 
Kanada entscheidet, wer ins Land kommt, nicht nach Asyl oder
politischen Faktoren, sondern nach einem 
klaren Punktesystem. Bewerber erhalten Punkte für:

 ✔ Alter (jüngere Menschen haben Vorteile)

 ✔ Bildung und Qualifikation

 ✔ Sprachkenntnisse (Englisch und Französisch sind Pflicht)

 ✔ Berufserfahrung in gefragten Branchen

 ✔ Arbeitsvertrag in Kanada
 

Ergebnis: Kanada bekommt genau die Migranten, die
es wirtschaftlich braucht – und nicht diejenigen, die einfach
ankommen.
 

  
Strikte Asylpolitik

 
Kanada nimmt nur eine 
begrenzte Anzahl von Flüchtlingen pro Jahr auf,
meist über UN-Quoten. 
Illegale Einwanderung ist nahezu unmöglich, da
Kanada von zwei Ozeanen umgeben ist und Migranten nur über
geregelte Verfahren ins Land kommen.
 

  
Wirtschaftlicher Erfolg

 
Durch diese strenge Steuerung funktioniert Integration in Kanada
sehr gut: 

 ✔ Migranten haben in der Regel gute Bildung und finden
schnell Arbeit.

 ✔ Die Sozialkosten für Flüchtlinge und Arbeitslose sind
geringer als in Deutschland.

 ✔ Es gibt weniger Ghettobildung und soziale Spannungen.
 
Kanada zeigt, dass Migration 
funktionieren kann – wenn sie gezielt gesteuert
wird.
 

 

  
3. Die USA: Harte Grenzen, aber hohes wirtschaftliches
Potenzial

 
Die USA sind eines der größten Einwanderungsländer der Welt,
aber ihre Migrationspolitik ist weit strenger als in
Deutschland.
 

  
Arbeitsmigration nach wirtschaftlichem Bedarf

 
Die USA nehmen jährlich 
über eine Million Migranten auf – aber die meisten
kommen über Arbeitsvisa oder durch Familiennachzug. Flüchtlinge
machen nur einen kleinen Teil aus.
 

  
Illegale Migration: Null Toleranz

 

  
	
    
Die Grenze zu Mexiko wird stark gesichert.
  

  
	
    
Illegale Migranten haben keinen Zugang zu
Sozialleistungen.
  

  
	
    
Viele Abschiebungen, oft ohne große
Gerichtsverfahren.
  


 
 In den USA gibt es Migration – aber nicht auf Kosten des
Sozialstaats. Wer illegal kommt, hat es schwer, und wer kein Talent
oder Jobangebot hat, bekommt selten eine
Aufenthaltsgenehmigung.
 

 

  
4. Frankreich: Vom „Willkommensmodell“ zum
Sicherheitsstaat?

 
Frankreich war lange Zeit ähnlich offen wie Deutschland. Doch
nach den Anschlägen in Paris (2015) änderte sich die Politik
drastisch.
 

  
Früher: Offene Grenzen und Ghettobildung

 

  
	Frankreich hatte über Jahrzehnte eine sehr lockere
Einwanderungspolitik.

  
	Viele Migranten aus Nordafrika lebten in 
sozial schwachen Vororten, ohne echte
Integration.

  
	Das Ergebnis: 
Parallelgesellschaften, hohe Arbeitslosigkeit,
Kriminalität.



 

  
Heute: Härtere Gesetze, strengere Abschiebungen

 

  
	
    
Abschiebungen wurden deutlich erhöht.
  

  
	
    
Häufigere Kontrollen für Migranten ohne
Aufenthaltsgenehmigung.
  

  
	
    
Härtere Anti-Terror-Maßnahmen gegen Islamisten.
  


 
Frankreich hat aus seinen Fehlern gelernt – aber erst, nachdem
die Probleme eskaliert sind.
 

 

  
5. Schweden: Vom Multikulti-Traum zum Albtraum?

 
Schweden galt lange als das „Paradies für Flüchtlinge“. Doch
heute kämpft das Land mit massiven Problemen.
 

  
2015: „Kommt alle nach Schweden!“

 

  
	Schweden nahm mehr Flüchtlinge pro Kopf auf als jedes andere
Land in Europa.

  
	Die Regierung bot großzügige Sozialleistungen und schnelle
Staatsbürgerschaft.

  
	Viele Städte verwandelten sich in Parallelgesellschaften.


 

  
2020: Realitätsschock und Kehrtwende

 

  
	
Bandenkriminalität und Schießereien sind in
Schweden explodiert.

  
	
Viele Flüchtlinge fanden keine Jobs und blieben
dauerhaft in Sozialleistungen.

  
	Die Regierung führte strengere Asylgesetze ein, um die Probleme
einzudämmen.


 
Schweden zeigt: 
Gute Absichten allein reichen nicht – Integration muss
aktiv gesteuert werden.
 

 

  
6. Deutschland: Ein Sonderweg ohne Kontrolle?

 
Im Vergleich zu diesen Ländern macht Deutschland vieles anders –
oft mit negativen Folgen:
 
 
 
 
	
  Aspekt
 
	
  Deutschland
 
	
  Andere Länder
 
 
 
	
  Steuerung
 
	Kaum, jeder kann kommen 
	Punktesystem (Kanada, Australien) 
 
 
	
  Grenzkontrollen
 
	Selten, viele illegale Einreisen 
	Strenge Grenzsicherung (USA, Frankreich) 
 
 
	
  Abschiebungen
 
	Sehr selten, viele Duldungen 
	Schnell und konsequent (Frankreich, USA) 
 
 
	
  Sozialleistungen
 
	Sehr hoch, auch für abgelehnte Asylbewerber 
	Strenger Zugang (Schweiz, Großbritannien) 
 
 
	
  Integration
 
	Langsame Erfolge, viele in Sozialhilfe 
	Fokus auf Arbeitsmigration (Kanada, Australien) 

 
 
Deutschland hat 
keinen echten Migrationsplan. Es lässt sich
Migration „passieren“, während andere Länder sie aktiv steuern.



 

  
7.  Was Deutschland lernen könnte

 
Deutschland könnte von anderen Ländern viel lernen:
 
✔ 
Ein Punktesystem wie in Kanada oder Australien
würde sicherstellen, dass nur wirtschaftlich sinnvolle Migration
stattfindet.

 ✔ 
Strengere Grenzkontrollen wie in den USA oder
Frankreich könnten verhindern, dass unkontrollierte
Massenmigration stattfindet.

 ✔ 
Konsequente Abschiebungen wie in Frankreich würden
zeigen, dass das Asylrecht nicht ausgenutzt werden kann.

 ✔ 
Integration durch Arbeitsmarkt statt Sozialstaat –
wie in Kanada – würde verhindern, dass Migranten dauerhaft in Hartz
IV hängenbleiben.
 
Doch Deutschland tut das Gegenteil: 
Es hält an einem chaotischen System fest, das langfristig
nicht tragbar ist.
 
 
Wie lange kann sich Deutschland eine unkontrollierte
Migrationspolitik leisten, bevor es zu spät ist?
 
Im nächsten Kapitel werfen wir einen Blick auf eine zentrale
Frage: 
„Wer darf kommen – und wer nicht? Ein Blick auf die
Vergabekriterien.“
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Deutschland gilt international
als eines der aufnahmefreundlichsten Länder der Welt. Doch wer
genau darf eigentlich nach Deutschland einreisen, Asyl beantragen
oder bleiben? Und wer wird abgelehnt?
 

 
Während andere Länder wie Kanada oder Australien strenge
Kriterien für Migration festgelegt haben, ist das deutsche System
oft 
chaotisch, lückenhaft und voller Ausnahmen. In
diesem Kapitel schauen wir uns an, nach welchen Kriterien
Deutschland entscheidet, 
wer kommen darf – und wer nicht.
 

 

  
1. Die drei Hauptwege nach Deutschland: Asyl,
Arbeitsmigration und Familiennachzug

 

 
Es gibt grundsätzlich drei legale Möglichkeiten, nach
Deutschland zu kommen:
 
     1.      
Asylverfahren – für Flüchtlinge, die Schutz vor
Krieg oder Verfolgung suchen.
 
  2.      
Arbeitsmigration – für Fachkräfte, die in
Deutschland arbeiten möchten.
 
        3.      
Familiennachzug – für Ehepartner oder Kinder von
bereits in Deutschland lebenden Migranten.
 

 
Jede dieser Gruppen hat eigene Regeln – doch in der Praxis gibt
es viele Schlupflöcher und Sonderregelungen, die das System
unübersichtlich machen.
 

 

  
2. Asylverfahren: Wer bekommt Schutz – und wer
nicht?

 

 
Das deutsche Asylsystem basiert auf dem 
Artikel 16a des Grundgesetzes sowie auf
internationalen Abkommen wie der 
Genfer Flüchtlingskonvention.
 

 

  
Theoretisch hat nur eine bestimmte Gruppe ein Recht auf
Asyl:

 

 
✔ Menschen, die wegen ihrer 
politischen Meinung, Religion oder ethnischen Herkunft
verfolgt werden.
 
✔ Kriegsflüchtlinge aus Ländern wie Syrien, Afghanistan oder
Somalia.
 
✔ Menschen, die nachweislich 
in ihrer Heimat bedroht sind.
 

 

  
Doch in der Praxis sieht es anders aus:

 

 
✖ Viele Migranten kommen nicht aus Kriegsgebieten, sondern aus
sicheren Ländern.
 
✖ Die Mehrheit reist über andere EU-Staaten ein – doch laut 
Dublin-Verordnung müssten sie dort Asyl
beantragen.
 
✖ Ein Großteil der Anträge wird später 
abgelehnt, doch viele Abgelehnte bleiben
trotzdem.
 

 

  
Zahlen und Realität:

 
        •       2023 wurden etwa 
35 % aller Asylanträge in Deutschland anerkannt –
das heißt, zwei Drittel wurden 
abgelehnt oder nicht entschieden.
 
   •       Doch 
weniger als 15 % der abgelehnten Asylbewerber
werden tatsächlich abgeschoben.
 
     •       Viele bleiben über 
Duldungen oder Folgeanträge jahrelang in
Deutschland.
 

 
Das zeigt: 
Asylrecht ist in Deutschland nicht gleich Asylrecht – viele
nutzen das System, obwohl sie eigentlich keinen Anspruch
haben.
 

 

  
3. Arbeitsmigration: Wer darf nach Deutschland kommen, um
zu arbeiten?

 

 
Während Deutschland im Asylrecht sehr großzügig ist, sind die
Hürden für reguläre Arbeitsmigration erstaunlich hoch.
 

 

  
Voraussetzungen für Arbeitsmigration:

 

 
✔ Fachkräfte mit Hochschulabschluss oder Berufsausbildung sind
erwünscht.
 
✔ Gute Deutsch- oder Englischkenntnisse sind oft Pflicht.
 
✔ Ein Arbeitsvertrag in Deutschland ist notwendig.
 
✔ Die 
„Blue Card“ erleichtert qualifizierten
Arbeitskräften aus Nicht-EU-Ländern die Einreise.
 

 

  
Probleme des deutschen Arbeitsmigrationssystems:

 

 
✖ Viele Arbeitgeber beklagen 
zu viel Bürokratie bei der Anwerbung ausländischer
Fachkräfte.
 
✖ Hochqualifizierte Bewerber ziehen oft Länder wie 
Kanada oder die USA vor, weil dort die Bedingungen
attraktiver sind.
 
✖ Statt gezielt Arbeitskräfte anzuwerben, kommen viele Migranten
über Asylverfahren – auch wenn sie keine Qualifikation haben.
 

 
 Deutschland braucht dringend qualifizierte Fachkräfte, aber das
System schreckt viele potenzielle Einwanderer ab – während es
gleichzeitig 
wenig Kontrolle über unqualifizierte Zuwanderung
hat.
 

 

  
4. Familiennachzug: Wie groß ist die Tür für
Verwandte?

 

 
Ein weiteres Einfallstor für Migration ist der 
Familiennachzug.
 

 
✔ Ehepartner und minderjährige Kinder von anerkannten
Flüchtlingen dürfen nach Deutschland kommen.
 
✔ Eltern von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen können
ebenfalls nachziehen.
 
✔ Es gibt keine Begrenzung für die Anzahl der nachziehenden
Familienmitglieder.
 

 

  
Kritik am Familiennachzug:

 

 
✖ Viele Flüchtlinge lassen ihre Familie absichtlich nachkommen,
anstatt mit ihr gemeinsam zu fliehen.
 
✖ In manchen Fällen kommen 
Ehepartner, die in arrangierten oder minderjährigen Ehen
leben.
 
✖ Der Nachzug führt zu einer weiteren Belastung für den
Sozialstaat, weil viele Angehörige keine Arbeit finden.
 

 
Besonders umstritten ist der Familiennachzug für 
subsidiär Schutzberechtigte (Menschen, die nicht
als Asylberechtigte anerkannt wurden, aber trotzdem vorübergehenden
Schutz erhalten).
 

 
 Der Familiennachzug sorgt dafür, dass Migration oft 
nicht nur ein Einzelphänomen, sondern ein
Massenphänomen ist.
 

 

  
5. Wer darf nicht kommen – und bleibt trotzdem?

 

 
In der Theorie gibt es klare Regeln, wer nicht nach Deutschland
kommen darf:
 
     •       
Wirtschaftsflüchtlinge aus sicheren
Herkunftsländern (z. B. Nordafrika, Balkan).
 
       •       
Personen, die bereits in einem anderen EU-Land Asyl
beantragt haben (Dublin-Verfahren).
 
        •       
Kriminelle Migranten, die eine Gefahr für die Gesellschaft
darstellen.
 

 
Doch auch hier klafft eine große Lücke zwischen Theorie und
Praxis:
 

 
✖ 
Trotz Asylablehnung bleiben viele einfach
hier.
 
✖ 
Viele Abschiebungen scheitern an rechtlichen oder
politischen Hürden.
 
✖ 
Sichere Herkunftsländer sind ein Konzept ohne Wirkung –
viele kommen trotzdem.
 

 

  
Das Problem der Abschiebungen

 
        •       
2023 gab es über 300.000 ausreisepflichtige Migranten in
Deutschland – aber weniger als 30.000 Abschiebungen.
 
  •       Viele werden geduldet, weil ihre Heimatländer sie
nicht zurücknehmen oder sie keine Papiere haben.
 
      •       Manche tauchen einfach unter und leben illegal in
Deutschland.
 

 
Deutschland ist damit eines der Länder mit 
den niedrigsten Abschiebequoten in Europa – und
sendet damit ein Signal: 
„Wer einmal hier ist, bleibt meistens auch.“
 

 

  
6.  Ein System voller Widersprüche

 

 
Deutschland hat ein 
chaotisches Migrationssystem, in dem es an klaren
Regeln und Konsequenzen fehlt.
 

 
✔ 
Asylrecht sollte für Schutzbedürftige gelten – doch es wird
oft missbraucht.
 
✔ 
Arbeitsmigration könnte helfen, aber das System ist zu
bürokratisch.
 
✔ 
Familiennachzug ist ein riesiger Migrationsfaktor, wird
aber kaum hinterfragt.
 
✖ 
Abgelehnte Asylbewerber bleiben oft trotzdem.
 

 
Während andere Länder 
Migration gezielt steuern, ist Deutschlands
Politik voller Lücken, Ausnahmen und fehlender Konsequenzen.
 

 

  
Wie lange kann sich Deutschland leisten, fast jeden
aufzunehmen, ohne klare Steuerung?




 



                    
    

    




    
    
        
        
            9. Die Rolle der EU – Warum Brüssel mitentscheidet
        

        
        
    

    
    
        
                    

  
Migration ist längst nicht
mehr nur eine nationale Angelegenheit. Die Europäische Union (EU)
spielt eine entscheidende Rolle bei der Steuerung der Migration –
oder besser gesagt, bei ihrem 
  
mangelnden
Management
  
. Viele deutsche
Migrationsgesetze sind direkt von der EU beeinflusst, insbesondere
durch Abkommen, Verordnungen und Gerichtsurteile. Doch oft stellt
sich die Frage: 
  
Hilft die EU Deutschland
bei der Kontrolle der Migration – oder macht sie es noch
schwerer?

 

 

  
1. Das Dublin-System: Warum Deutschland die Hauptlast
trägt

 

 
Ein zentraler Bestandteil der EU-Asylpolitik ist die sogenannte 
Dublin-Verordnung. Sie besagt:
 

 
✔ 
Asylbewerber müssen ihren Antrag im ersten EU-Land stellen,
das sie betreten.
 
✔ 
Wer weiterreist, soll dorthin zurückgeschickt
werden.
 

 

In der Theorie klingt das nach einer fairen
Regelung. Doch in der Praxis funktioniert das System 
kaum – und Deutschland gehört zu den
Hauptverlierern.
 

 

  
Probleme mit dem Dublin-System:

 

 
✖ 
Viele Flüchtlinge reisen illegal weiter nach Deutschland,
statt im ersten EU-Land zu bleiben.
 
✖ 
Südeuropäische Länder wie Italien, Griechenland oder
Spanien sind überfordert – und registrieren viele Migranten
absichtlich nicht.
 
✖ 
Deutschland schickt kaum Dublin-Rückführungen durch, weil
die Verfahren zu lange dauern oder Gerichte sie
blockieren.
 

 

  
Zahlen und Realität:

 
        •       
2022 gab es 50.000 Dublin-Abschiebebescheide – aber nur
4.000 Rückführungen.
 
   •       Länder wie 
Italien und Griechenland verweigern oft die Rücknahme von
Migranten.
 
        •       Viele Asylbewerber nutzen die
Verzögerungstaktik: 
Sie tauchen unter, bis eine Abschiebung nicht mehr möglich
ist.
 

 
 Das Dublin-System entlastet nicht Deutschland, sondern zwingt
es dazu, 
mehr Migranten aufzunehmen, als es müsste.
 

 

  
2. Der EU-Migrationspakt: Eine Lösung oder nur leere
Versprechen?

 

 
Seit Jahren diskutiert die EU über eine Reform der
Migrationspolitik. 
2023 wurde endlich der „EU-Migrationspakt“
beschlossen – eine neue Strategie zur faireren Verteilung
von Migranten in Europa.
 

 

  
Kernpunkte des Migrationspakts:

 

 
✔ 
Länder, die keine Flüchtlinge aufnehmen wollen, müssen
zahlen (etwa 20.000 € pro nicht aufgenommene Person).
 
✔ 
Schnellere Asylverfahren an den EU-Außengrenzen,
um unnötige Weiterreisen zu verhindern.
 
✔ 
Mehr Solidarität zwischen den
Mitgliedsstaaten.
 

 
Doch auch dieser Pakt hat 
große Schwächen:
 

 
✖ 
Viele osteuropäische Länder wie Ungarn oder Polen lehnen
jegliche Aufnahme ab.
 
✖ 
Deutschland nimmt weiterhin überproportional viele
Flüchtlinge auf.
 
✖ 
Eine echte Kontrolle an den Außengrenzen bleibt
schwierig.
 

 
 Der Migrationspakt ist ein politischer Kompromiss – doch er
wird kaum verhindern, dass Deutschland weiterhin 
das Hauptziel für Migranten bleibt.
 

 

  
3. Außengrenzschutz: Warum Europa keine Kontrolle
hat

 

 
Ein großes Problem der EU ist, dass sie ihre eigenen 
Außengrenzen nicht schützt.
 
        •       
Italien, Spanien und Griechenland sind die
Hauptankunftsländer für Flüchtlinge über das
Mittelmeer.
 
    •       
Die EU-Grenzschutzbehörde Frontex ist zu schwach und hat
kaum Durchsetzungsmacht.
 
      •       
Schleusernetzwerke bringen immer mehr Migranten illegal
nach Europa – ohne ernsthafte Konsequenzen.
 

 

  
Länder wie Ungarn oder Polen reagieren anders:

 

 
✔ 
Ungarn hat eine strikte Grenzpolitik mit Grenzzäunen und
Patrouillen.
 
✔ 
Dänemark setzt auf harte Regeln: Kein Bleiberecht für
Migranten ohne Job.
 
✔ 
Italien unter Giorgia Meloni setzt auf strengere Maßnahmen
gegen illegale Migration.
 

 
Im Gegensatz dazu verfolgt Deutschland eine 
fast passive Haltung, wenn es um den Schutz der
EU-Außengrenzen geht. Das bedeutet: 
Wer es einmal in die EU schafft, hat sehr gute Chancen,
nach Deutschland zu gelangen.
 

 

  
4. Das Schengen-Problem: Freie Bewegung ohne
Kontrolle

 

 
Die EU hat mit dem 
Schengen-Abkommen eine Reisefreiheit geschaffen,
die eigentlich für europäische Bürger gedacht war. Doch für
Migranten bedeutet das:
 

 
✔ 
Wer einmal in die EU kommt, kann sich fast unbegrenzt
bewegen.
 
✔ 
Selbst wenn jemand in Italien oder Spanien registriert ist,
kann er problemlos nach Deutschland weiterreisen.
 
✔ 
Grenzkontrollen innerhalb Europas sind politisch
unerwünscht – auch wenn sie nötig wären.
 

 
Das macht es Deutschland 
fast unmöglich, Migration effektiv zu steuern, da
sich viele Migranten 
einfach frei durch Europa bewegen können.
 

 

  
5. Die Rolle der EU-Gerichte: Warum Abschiebungen oft
scheitern

 

 
Ein weiteres Problem für Deutschland sind Urteile des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
(EGMR) und des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH).
 

 
✔ 
Diese Gerichte entscheiden oft, dass Migranten nicht
abgeschoben werden dürfen, weil ihnen in ihrem Heimatland schlechte
Bedingungen drohen.
 
✔ 
Sie haben auch mehrfach Abschiebungen in bestimmte Länder
blockiert, weil dort „menschenunwürdige“ Zustände
herrschen.
 
✔ 
Gerichte machen es fast unmöglich, striktere
Abschiebepolitiken durchzusetzen.
 

 
Das bedeutet: 
Selbst wenn Deutschland jemanden abschieben will, können
EU-Gerichte die Entscheidung blockieren – oft mit fragwürdigen
Begründungen.
 

 

  
6. Wer entscheidet wirklich? Deutschland oder
Brüssel?

 

 
Viele Deutsche glauben, dass die Bundesregierung allein über
Migration entscheidet. Doch in Wirklichkeit:
 

 
✔ 
Viele Migrationsgesetze sind direkt von EU-Verordnungen
abhängig.
 
✔ 
Abschiebungen werden oft durch EU-Gerichtsurteile
gestoppt.
 
✔ 
Brüssel gibt Deutschland kaum Unterstützung bei der
Begrenzung der Migration.
 

 
Deutschland hat oft wenig Handlungsspielraum – 
aber gleichzeitig auch keine starke Position, um Reformen
durchzusetzen.
 

 

  
7.  Die EU als Migrationsmotor statt als
Problemlöser?

 

 
Die EU hätte die Möglichkeit, Migration in Europa effektiv zu
steuern. Doch stattdessen sorgt sie oft für das Gegenteil:
 

 
✔ 
Sie setzt keine konsequente Grenzpolitik um.
 
✔ 
Sie lässt Deutschland mit den Problemen oft
allein.
 
✔ 
Ihre Gesetze und Gerichte blockieren
Abschiebungen.
 

 
Deutschland könnte aus der EU heraus eine härtere Linie fordern
– doch stattdessen 
akzeptiert es die Brüsseler Vorgaben fast
widerstandslos.
 

 
 
Kann Deutschland sich eine EU-Migrationspolitik leisten,
die das Land immer weiter belastet?



                    
    

    




    
    
        
        
            10. Vom Wirtschaftsflüchtling bis zum Kriegsopfer – Wer kommt wirklich?
        

        
        
    

    
    
        
                    
Migration wird oft als eine
einheitliche Bewegung dargestellt, doch in Wahrheit gibt es viele
verschiedene Gründe, warum Menschen nach Deutschland kommen.
Während einige tatsächlich vor Krieg, Verfolgung und Tod fliehen,
kommen andere aus wirtschaftlichen Gründen oder nutzen das deutsche
Asylsystem, um sich ein besseres Leben zu sichern. Doch wer sind
die Menschen, die nach Deutschland kommen? Und wie viele von ihnen
sind wirklich schutzbedürftig?
 

 

  
1. Die offizielle Definition: Wer gilt als
Flüchtling?

 
Nach internationalen Vereinbarungen gilt als 
Flüchtling, wer:

 ✔ Wegen seiner 
Religion, politischen Meinung, ethnischen Zugehörigkeit
oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe verfolgt
wird (Genfer Flüchtlingskonvention).

 ✔ 
Aus einem Kriegsgebiet flieht, weil dort sein
Leben in Gefahr ist.

 ✔ Nachweislich 
in seiner Heimat keine Möglichkeit hat, sicher zu
leben.
 
In der Theorie klingt das klar. Doch in der Praxis wird diese
Definition oft 
gedehnt und missbraucht, weil viele Migranten
andere, nicht anerkannte Fluchtgründe vorschieben.
 

  
Zahlen aus Deutschland (2023):

 

  
	
    
Nur etwa 35 % der Asylbewerber erhalten tatsächlich
Schutzstatus.
  

  
	
    
Ein Großteil der Migranten kommt nicht aus Kriegsgebieten,
sondern aus wirtschaftlich schwachen Ländern.
  

  
	
    
Viele Asylbewerber kommen über sichere Drittstaaten, obwohl
sie dort bereits Schutz beantragen könnten.
  


 

 

  
2. Die verschiedenen Migrantengruppen – Wer kommt nach
Deutschland?

 
Deutschland nimmt jährlich 
hunderttausende Migranten auf, doch sie haben ganz
unterschiedliche Hintergründe. Hier sind die wichtigsten
Gruppen:
 

  
1. Kriegsflüchtlinge

 
✔ Diese Gruppe kommt aus Ländern wie 
Syrien, Afghanistan oder der Ukraine.

 ✔ Sie verlassen ihre Heimat 
wegen Krieg, Gewalt und Terrorismus.

 ✔ In vielen Fällen sind sie wirklich schutzbedürftig.

 ✔ Ihre Anerkennungsquote ist hoch (
über 70 % bei Syrern und Afghanen).
 

Problem: Viele Kriegsflüchtlinge bleiben auch dann
in Deutschland, wenn ihr Land wieder sicher ist. 
Beispiel: Syrien ist in großen Teilen wieder
stabil – aber kaum jemand kehrt zurück.
 

  
2. Politisch Verfolgte

 
✔ Menschen, die in ihren Heimatländern 
wegen ihrer politischen Meinung oder Religion verfolgt
werden.

 ✔ Beispiele: 
Oppositionelle aus Belarus, Journalisten aus der Türkei,
Christen aus Pakistan.

 ✔ Sie haben oft eine hohe Asylchance, weil ihre Verfolgung
gut dokumentiert ist.
 

Problem: Viele behaupten fälschlicherweise,
politisch verfolgt zu sein, um bessere Chancen auf Asyl zu
haben.
 

  
3. Wirtschaftsflüchtlinge

 
✖ Diese Gruppe macht einen großen Teil der Migranten aus, hat
aber 
keinen legalen Anspruch auf Asyl.

 ✖ Sie kommen aus Ländern wie 
Marokko, Tunesien, Algerien, Nigeria oder
Bangladesch.

 ✖ Sie verlassen ihre Heimat nicht wegen Krieg oder
Verfolgung, sondern 
wegen Armut, Arbeitslosigkeit und mangelnden
Zukunftsperspektiven.
 

  
Problem:

 

  
	Sie haben 
keine Asylberechtigung, bleiben aber oft trotzdem,
weil Abschiebungen nicht funktionieren.

  
	Viele verschwinden in die 
illegale Schattenwirtschaft oder in den
Sozialstaat.

  
	
Hohe Kriminalitätsrate in dieser Gruppe – vor
allem bei jungen Männern aus Nordafrika.


 

  
4. Scheinflüchtlinge und Asylmissbrauch

 
✖ Viele Migranten 
zerstören ihre Pässe, um ihre Identität zu
verschleiern und Abschiebung zu verhindern.

 ✖ Sie geben sich als 
Minderjährige aus, um mehr Schutz zu erhalten.

 ✖ Einige reisen 
mit gefälschten Geschichten ein, um Asyl zu
bekommen.
 

  
Fakten:

 

  
	Laut BAMF-Berichten hatten 
über 60 % der 2015 eingereisten "Minderjährigen"
tatsächlich ein Alter über 18 Jahre.


  
	
Viele kommen mit einer erfundenen Identität – und
die Behörden können sie nicht überprüfen.


 

  
5. Familiennachzügler

 
✔ Menschen, die zu bereits anerkannten Flüchtlingen nachziehen
(Ehepartner, Kinder, Eltern). 

 ✔ Ihre Zahl ist 
sehr hoch, weil das deutsche Recht großzügig ist.

 ✔ Besonders viele 
Großfamilien aus Syrien und Afghanistan kommen so
nach Deutschland.
 

  
Problem:

 

  
	Viele Flüchtlinge holen ihre Familien erst nach, anstatt
gemeinsam zu kommen.

  
	
Hohes Risiko für Parallelgesellschaften, weil
viele in geschlossenen Gruppen leben.

  
	
Kosten für den Sozialstaat steigen enorm, weil
viele Familienmitglieder nicht arbeiten können.


 

 

  
3. Wer kommt aus welchen Ländern – und warum?

 

  
Top-Herkunftsländer der Asylbewerber in Deutschland
(2023):

 
 
 
 
	
  Land
 
	
  Hauptgrund für Migration
 
	
  Anerkennungsquote
 
 
 
	Syrien 
	Krieg, Verfolgung 
	70–80 % 
 
 
	Afghanistan 
	Krieg, Taliban-Regime 
	60–70 % 
 
 
	Türkei 
	Politische Verfolgung, Wirtschaft 
	40–50 % 
 
 
	Irak 
	Unsicherheit, Terrorismus 
	50–60 % 
 
 
	Iran 
	Politische Verfolgung, Armut 
	50–60 % 
 
 
	Georgien 
	Wirtschaftsmigration 
	1–5 % 
 
 
	Marokko 
	Wirtschaftsflüchtlinge 
	1–3 % 
 
 
	Tunesien 
	Wirtschaftsflüchtlinge 
	1–3 % 
 
 
	Nigeria 
	Wirtschaftsflüchtlinge, Kriminalität 
	5–10 % 
  
 
Hier wird deutlich: 
Während Kriegsflüchtlinge oft Schutz erhalten, gibt es eine
große Zahl an Wirtschaftsflüchtlingen, die eigentlich kein Recht
auf Asyl haben.
 

 

  
4. Das Problem: Deutschland kann nicht unterscheiden, wer
wirklich schutzbedürftig ist

 
✔ Viele Asylverfahren dauern 
jahrelang, weil die Bürokratie überlastet ist.

 ✔ Selbst wenn ein Antrag abgelehnt wird, bleiben viele
trotzdem hier.

 ✔ Die meisten Flüchtlinge geben sich als 
schutzbedürftiger aus, als sie sind – und das
System kann es kaum prüfen.
 
Das deutsche System ist 
zu langsam, zu großzügig und zu naiv, wenn es
darum geht, echte Flüchtlinge von reinen Wirtschaftsflüchtlingen zu
unterscheiden.
 

 

  
5.  Wer kommt wirklich – und wer sollte nicht
kommen?

 
✔ 
Tatsächlich Schutzbedürftige (Kriegsflüchtlinge, politisch
Verfolgte) sollten aufgenommen werden.

 ✖ 
Wirtschaftsflüchtlinge, Betrüger und Asylmissbraucher
sollten konsequenter abgelehnt und abgeschoben werden.

 ✔ 
Schnellere Verfahren und bessere Kontrollen könnten
verhindern, dass das System ausgenutzt wird.
 
Deutschland braucht eine klare Migrationsstrategie, die sich
nicht nur an guten Absichten orientiert, sondern 
die Realität anerkennt.
 
  




  
Kann Deutschland es sich
leisten, weiterhin fast alle aufzunehmen – oder braucht es endlich
klare Grenzen?
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